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l"{undesteuersaizlino ier Gemeinde Schwülcer

Aufgrunci der §§ ä, 40 und 53 der Nliecersächsischen Gerneindeoldnyng (NGO) und des § 3 des

Nieäersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der jeweiis geltenoen Fassung hat

der Hat Cer Genreinde Sc:'iwüiperin selner Sitzung am 21. Dezember 1999 foigencie Satzung

beschlossen:

§ 1- Steuerqecenstand

Gegenstand cjer Steuer ist Cas Halten von mehr als drei Monate alten l'lunden im

Geäeindegebiet. Wird das Altei'eines Huncjes nicht nachgewiesen, so ist davon auszugehen,

daß er älter als drei Monate ist.

§ 2 - Steueroflicht. Haftunq

(l) Steuerpflichtig ist, wer einen Hund oder mehrere Hunde in seinem Haushalt, Betrieb, seiner

inititution oder Olganisation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat. Als

Halter/-in des Hundes gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder

auf probe zum Anlernen hält, wenn erlsie nicht nachweisen kann, daß der Hund in der

Bundesrepublik Deutschland bereits besteuert oder von der Steuer befreit gehalten wird. Die

Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die llaltung auf Probe oder

das Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet.

(2) Alle nach Abs. 1 aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten'

nätten mehrere Personän gemeinschaftlich einen Hund oder mehrere Hunde, so sind die

Gesamtschuldner. Neben der Hundehalterin/dem Hundehalter haftet die Eigentümerinider

Eigentümer für die Steuer.
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(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt jährlich:

a) für den ersten Hund
b) für den zweiten Hund
c) für jeden weiteren Hund

(2) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt jährlich:

a) frir den ersten Hund
b) für den zweiten Hund
c)frir jeden weiteren Hund

120 DM,
180 DM,
240 DM.

60 Euro,
90 Euro,

120 Euro.

\,

(3) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dtlrfen (§§ a u. 5), werden bei der Berechnung der
lnSht der gehaltenen Hunde nicht berücksichtigt.-Hunde, iür die die Steuer ermäßigt wlrd
(§ 5), werden bei der Berechnung der Anzahl dei Hunde nach Abs. 1 den in voller Höhe
steuerpflichtigen Hunden als erster Hund und ggf. weitere Hunde vorangestellt.

§4-Steuerfreiheii = :

Bei Personen, die sich nicht länger als zrvei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist Cas Halten
derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunrt besiizen und nachweislich in einer anderen
Gemeinde innerhalb der Bundesreoublik Deutschlanos versteuern oder dort steuerfrei haiten.

(1) steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halien 'ron

1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren
Unterhaltskosien ganz oder ulber,niegend aus cffenilichen Mitteln bestriten werden, sowie
von Hunden, die sonst im öffenflichen lnteresse gehalten werden;

2. Diensthunden nach ihren Dienstende;

3. Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe hilfloser Personen unentbehrlich sind.

(2) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von einem Hund, der zur
Bewachung von Gebäuden benÖtigt wird, welche von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr
als 200 m entfernt liegen.

(3) Steu.erbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats
an gewährt, in dem der Antrag der Gemeinde zugegangen ist.

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2 Abs. 1

folgenden Kalendermonats, frühestens mit dem ersten Tag des folgenden Kaiendermonats, in
dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug einer Hundänafierin/eines Hundehatters in die
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten Tag des auf den Zuzugfolgenden
Kalendermonats. Beginnt das Halten eines Hundes odär mehrer Hunde böreiti am ersten Tag
eines Kalendermonats, so beginnt auch die steuerpflicht mit diesem Tag.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird,
abhanden kommt oder stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht.
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(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben; Erhebungszeitraum (Steuerjahr) ist
das Kalenderjahr, an dessen Beginn die Steuerschuld entsteht, in den Falten des § 6 Abs. t
entsteht die Steuerschuld mit dem Beginn der Steuerpflicht. Beginnt oder endet diä Steuerpfticht
(§ 6) im Laufe des Erhebungszeitraumies, wird die Jahressteuer:anteilig erhoben.

(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 1s.os., 1s.08. und 'lS..t 
1 . jeden

Jahres fällig. Bei erstmaliger Heranziehung ist ein nach Abs. 1 Satz 2 iestgesetzter Teilbeirag
innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe des Heranziehungsbesche'ides fällig.

(,3) Der Steuerbescheid wird gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit anderen Heranziehungsbescheiden der
Gemeinde zusammengefaßt erteiit.

§ 8 - Anzeiqe- und Auskunftsoflichten

(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat dies binnen einer Woche bei der
Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach

(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen einer Woche, nachdem der Hund
veräußert, sonst abgeschafft wurCe, abhanden gekommen oder gestorben ist, bei der Gemeinde
schriftlich anzuzeigen. Dies giit auch, wenn die Hundehaite rinidei Hundehalter aus der Gemeinde
wegzieht. lm Faile der Abgabe des äunces an eine andere Person sind bei der Abmel4ung der
Name und die Anschrift dieser person anzugeben.

(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Sieuerermäßigung fort, sc ist Cies
binnen einer Woche schriftlich bei der. Gemeinde anzuzäigen.

(4) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben, die bei der Abmeldung des
Hundes wieder abgegeben werden müssen. Hunde müsse--n äußerhalb einer Wohnung odär.
eines umfriedeten Grundbesitzes eine gültige, deutlich sichtbare Hundesteuermarke tägen.

(5) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet der
Gemeinde die zur Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen Sachverhaltes
erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wänn die Sachverhaltsaufklärung durch
die Beteiligten nicht zum ziele führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch
Grundstückseigentümer, Mieter oder Pächter verpflichtet, dbr Gemeinde auf Nachfrage über die
auf dem Grundstück, im Haushalt, Betrieb, lnstitution oder Organisation gehaltenen Hunde und
deren Halter Auskunft zu erteiten (§ 11 Abs. 1 Nr. oa NKAG i. v. m. § gs-Ao).

(6) Zur Ermittlung des Hundebestandes kann die Gemeinde Hundebestandaufnahmen von
Beauftragten durchführen lassen; die Bestandsaufnahmen können in schrifilicher oder
mündlicher Form vorgenommen werden und dürfen nicht vor Ablauf von zwei Jahren wiederholt
werden. Durch das AusfÜllen von Fragebögen oder die Beantwortung von Fragen wird die
verpflichtung zur ordnungsgemäßen An- und Abmeldung nicht berührt.

§ 9 - Ordnunoswidriokeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder
leichtfertig

- entgegen § I Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen einer Woche schriftlich bei
der Gemeinde anzeigt,
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: - entgegen § 8 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht schriftlich beider Gemeinde anzeigt,

- eltgegen § 8 Abs. 3 den We$all der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder
Steuerermäßigung nicht binnen einer Woche schriftlich bei der Gemeinde anzägt,

' entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 bei der Abmeldung des Hundes die Hundesteuermarke nicht
abgibt und diese weiterhin venruendet,

' entgegen § 8 Abs. 4 Satz 2 den von ihm gehaltenen Hund außerhalb einer Wohnung oder
eines umfriedeten Grundbesitzes ohne gültige, deutlich sichtbare Hundesteuermart<ä führt
oder laufen läßt,

' entgegen § 8 Abs. 5 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 20.000 DM geahndet werden.
t,''--/ 

§ 10-lnkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Ausnahme des § 3 Abs. 2 am 1. Januar 2000 in Kraft. § 3 Abs. 2 tritt am
1. Januar 2002 in Kraft.

Schwülper, 21. Dezember 1gg9

Lestin (1.S.)
Bürgermeister
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